
e-
ar

ch
iv.

li



Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens zwischen dem Fürstentum 

Liechtenstein und der Republik Österreich über die Ar-

beitslosenversicherung. 

Auf Grund des Artikels 13 des Abkommens zwischen dem 

Fürstentum Liechtenstein und der Republik Österreich 

über die Arbeitslosenversicherung vom  

- im folgenden als Abkommen bezeichnet - haben die zu-

ständigen Behörden, und zwar 

für das Fürstentum Liechtenstein: 

DIE REGIERUNG DES FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN, vertreten durch 

Herrn Dr. Benno Beck, 

für die Republik Österreich: 

DER BUNDESMINISTER FÜR SOZIALE VERWALTUNG, vertreten durch 

Herrn Ministerialrat Mag. jur. Lothar Ullrich, 

zur Durchführung des Abkommens folgendes vereinbart: 
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Artikel 1 

In dieser Vereinbarung werden die im Abkommen angeführten Aus-

drücke in der dort festgelegten Bedeutung verwendet. 

Artikel 2 

Den Nachweis, daß der Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung 

erschöpft ist, hat der Arbeitslose durch eine Bescheinigung 

des Amtes für Volkswirtschaft des Fürstentums Liechtenstein 

zu erbringen. 

Artikel 3 

Beitragsüberweisungen im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 des 

Abkommens sind zu richten: 

in Liechtenstein 

an das Amt für Volkswirtschaft in Vaduz, 

ch 
in Österreich 

an das Bundesministerium für soziale Verwaltung in Wien. 

Artikel 4 

1. Beitragsüberweisungen nach Artikel 7 Absatz 2 des Abkommens sind 

jährlich wie folgt vorzunehmen: 

a)Eine Abschlagszahlung in der Höhe von 50 Prozent des Vorjahres-

betrages wird bis Ende September des laufenden Jahres geleistet. 

b) Die Schlußabrechnung erfolgt bis Ende September des folgenden 

Jahres. Innerhalb derselben Frist wird auch der Saldo überwiesen. 
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2. Die Beitragsüberweisungen für die Zeit bis zum Inkrafttreten 

des Abkommens erfolgen nach Artikel 9 a der Zweiten Zusatz-

vereinbarung vom 9. Juni 1977 zur Durchführungsvereinbarung 

zum Abkommen im Bereiche der Sozialen Sicherheit. 

Artikel 5 

1.Beitragsüberweisungen im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 des 

Abkommens erfolgen in der Währung des Empfängerstaates. Maß-

gebend ist der Wechselkurs am Tage der Zahlung. 

2.Jede Vertragspartei trägt allfällige bei ihr entstehende über-

weisungsspesen. 

Artikel 6 

1.Bei der Beurteilung, ob die für die Gewährung von Arbeitslosengeld 

bzw. Arbeitslosenentschädigung erforderliche Mindestbeschäf•ti-

gungsdauer erfüllt ist, und bei der Festsetzung der Bezugsdauer 

wird die vom Arbeitgeber des anderen Vertragsstaates ausge-

stellte Bescheinigung anerkannt, gleichgültig, ob hiefür das 

Formular des einen oder anderen Vertragsstaates verwendet wurde. 

2.Ergeben sich auf liechtensteinischer Seite Zweifel über die Richtig-

keit der Bescheinigung oder sind weitere Abklärungen erforderlich, 

so wendet sich das Amt für Volkswirtschaft an das zuständige Ar-

beitsamt in Österreich, sofern dieses nicht bekannt ist, an das 

Landesarbeitsamt Vorarlberg als Verbindungsstelle. e-
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3.Ergeben sich auf österreichischer Seite Zweifel über die Richtig-

keit der Bescheinigung oder sind weitere Abklärungen erforderlich, 

so wendet sich das österreichische Arbeitsamt an das Amt für 

Volkswirtschaft. 

4.Darüber hinaus liefern sich die Verbindungsstellen gegenseitig 

auf Verlangen die für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung 

eines Versicherten im anderen Vertragsstaat erforderlichen Aus-

künfte und Bescheinigungen, soweit sie dazu in der Lage sind. 

5.Den Verbindungsstellen können weitere Aufgaben im Zusammenhang 

mit der Durchführung des Akommens übertragen werden. 

Artikel 7 

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem Abkommen in Kraft. 
IgeM 

r 
Geschehen zu Wien, am 16. Juni 1981 in zwei Urschriften. 

[e. 

chtig-

 

ich, 

r-

 

s 

Für die 

Regierunsj des 

Fürstentü g. Liechtenstein: 

Für den 

Bundesminister für 

soziale Verwaltung: 
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NIEDERSCHRIFT 

In der Zeit vom 15. bis 16. Juni 1981 fanden in Wien zwischen 

einer liechtensteinischen und einer österreichischen Dele-

gation Verhandlungen statt, die zur Ausarbeitung und Unter-

zeichnung einer Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 

zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der Republik Öster-

reich über die Arbeitslosenversicherung führten. 

Eine Liste der Delegationsmitglieder befindet sich gleich-

falls beigeschlossen. 

Die Verhandlungen fanden in einer betont herzlichen Atmos-

phäre statt. 

Für die Techtensteinische Für die österreichische 

Delegati Delegation: 

Wien, 16. Juni 1981 
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Liechtensteinische Delegation:  

Dr. Benno Beck Leiter des Amtes für Volks-

 

Delegationsleiter wirtschaft 

Dr. Norbert Marxer Leiter der Regierungskanzlei 

Josef Eberle Amt für Volkswirtschaft 

österreichische Delegation:  

Ministerialrat Mag. Lothar Bundesministerium für soziale 

Ullrich, Delegationsleiter Verwaltung 

Koär. Dr. Peter Hanisch Bundesministerium für soziale 

Verwaltung 
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Abkommen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 

Republik Oesterreich über die Arbeitslosenversicherung 

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechten-

 

stein 

und 

der Bundespräsident der Republik Oesterreich 

in dem Wunsche, die Beziehungen der beiden Staaten auf dem 

Gebiet der Sozialen Sicherheit zu fördern und mit der Rechts-

entwicklung in Einklang zu bringen, sind übereingekommen, ein 

Abkommen zu schliessen, das an die Stelle der Regelungen über 

die Arbeitslosenversicherung im Schlussprotokoll zum Abkommen 

im Bereiche der Sozialen Sicherheit in der Fassung des Zusatz-

abkommens treten soll, und haben hiefür zu ihren Bevollmäch-

tigten ernannt: 

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechten-

stein: 

Der Bundespräsident der Republik Oesterreich: 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und 

gehöriger Form befundenen Vollmachten folgendes vereinbart: 
(• 
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ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1  

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1."Liechtenstein" 

das Fürstentum Liechtenstein; 

"Oesterreich" 

die Republik Oesterreich; 

2."Staatsangehörige" 

in bezug auf Liechtenstein 

dessen Landesbürger; 

in bezug auf Oesterreich 

dessen Staatsbürger; 

3."Rechtsvorschriften" 

die Gesetze und Verordnungen, die sich auf die in Ar-

tikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsgebiete beziehen 

und in einem Vertragsstaat in Kraft sind; 

4."zuständige Behörde" 

in bezug auf Liechtenstein 

die Regierung des Fürstentums Liechtenstein; 

in bezug auf Oesterreich 

der Bundesminister für soziale Verwaltung; 

5."Grenzgänger" 

Arbeitnehmer, die im Gebiet des einen Vertragsstaates 

ihren Wohnsitz haben und im Gebiet des anderen Vertrags-

staates einer regelmässigen und ordnungsgemässen Erwerbs-

 

tätigkeit nachgehen. 25 

e-
ar

ch
iv.

li



3 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1.in Liechtenstein auf die Rechtsvorschriften über 

die Arbeitslosenversicherung mit Einschluss der 

Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit (Kurzarbeit); 

2. in Oesterreich auf die Rechtsvorschriften über 

a)das Arbeitslosengeld, 

b) die Kurzarbeitsbeihilfe. 

(2) Rechtsvorschriften, die sich aus zwischenstaatlichen 

Verträgen mit dritten Staaten ergeben oder zu deren Aus-

führung dienen, sind im Verhältnis zwischen den Vertrags-

staaten nicht zu berücksichtigen. 

(q. 
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Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt für die Staatsangehörigen der beiden Ver-

tragsstaaten sowie für alle Grenzgänger im Sinne von Artikel 1 

Ziffer 5. 
e-
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Artikel 4 

(1)Die Versicherungs- bzw. Beitragspflicht in der Arbeitslosen-

versicherung richtet sich nach den Rechtsvorschriften des Ver-

tragsstaates, in dem der Arbeitnehmer gemäss dem zwischen den 

Vertragsstaaten am 26. September 1968 abgeschlossenen Abkommen 

im Bereiche der Sozialen Sicherheit in der jeweils geltenden 

Fassung der Beitragspflicht untersteht. 

(2)Machen die zur Anwendung kommenden Rechtsvorschriften die Ver-

sicherungsfähigkeit bzw. Beitragspflicht der Arbeitnehmer von 

ihrem Wohnsitz im betreffenden Staat abhängig, so gelten die im 

anderen Vertragsstaat wohnenden Grenzgänger, sofern alle übri-

gen Voraussetzungen erfüllt sind, als versicherungsfähig bzw. 

beitragspflichtig, wie wenn sie im ersten Vertragsstaat ihren 

Wohnsitz hätten. 

(3)Soweit sich in einem der Vertragsstaaten nicht-versicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer freiwillig versichern können, steht die-

se Möglichkeit Grenzgängern aus dem anderen Vertragsstaat in 

gleicher Weise offen. 

(4)Wer im einen Vertragsstaat obligatorische Beiträge entrichtet, 

kann im anderen Vertragsstaat nicht zusätzlich freiwillig ver-

sichert sein. 

rt 
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ABSCHNITT II  

Besondere Bestimmungen 

Artikel 5 

Der Anspruch auf die Leistungen und das Verfahren richten sich 

nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dessen Ge-

biet der Anspruch geltend gemacht wird, soweit die folgenden 

Bestimmungen nichts anderes festlegen. 
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Artikel 6 

Kehren Staatsangehörige in ihren Heimatstaat zurück, werden 

die im anderen Vertragsstaat zurückgelegten Versicherungszeiten 

bei der Beurteilung, ob die für die Gewährung von Arbeitslosen-

geld bzw. Arbeitslosenentschädigung erforderliche Mindestbe-

schäftigungsdauer erfüllt istf und bei der Festsetzung der Be-

zugsdauer berücksichtigt. 
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Artikel 7  

(1)Grenzgänger erhalten bei Ganzarbeitslosigkeit Arbeitslosen-

geld bzw. Arbeitslosenentschädigung in dem Vertragsstaat, in 

dessen Gebiet ihr Wohnsitz liegt. Bei der Beurteilung, ob die 

für die Gewährung von Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenentschä-

digung erforderliche Mindestbeschäftigungsdauer erfüllt ist, und 

bei der Festsetzung der Bezugsdauer werden im Wohnsitzstaat die 

im anderen Vertragsstaat zurückgelegten Versicherungszeiten be-

rücksichtigt. 

(2)Die im Beschäftigungsland eingehobenen Arbeitslosenversiche-

rungsbeiträge für Grenzgänger werden an das Wohnsitzland der 

Grenzgänger unter Berücksichtigung des Verhältnisses des Aufwan-

des für Ganz- und Teilarbeitslosigkeit in Liechtenstein bzw. im 

Bundesland Vorarlberg überwiesen, wobei die Berechnung der in 

Oesterreich eingehobenen Arbeitslosenversicherungsbeiträge für 

Grenzgänger auf Grund nachstehender Kriterien erfolgt: Jahres-

durchschnittszahl der Grenzgänger, Prozentsatz des Arbeitslosen-

versicherungsbeitrages und pauschale Lohnsumme der Arbeitnehmer 

im Bundesland Vorarlberg. Die zuständigen Behörden übersenden 

einander jährlich einmal die diesbezüglichen Berechnungsunterla-

gen. 

(3)Grenzgängern werden Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit bzw. 

wird Kurzarbeitsbeihilfe für Grenzgänger in dem Vertragsstaat 

und nach dessen Rechtsvorschriften gewährt, in dem sie der Ver-

sicherungspflicht bzw. der Beitragspflicht unterstellt sind oder 

freiwillig Beiträge entrichtet haben. 

WC-
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Artikel 8  

Auf die Bezugsdauer werden Zeiten, für die im anderen Ver-

tragsstaat Leistungen erbracht wurden, so angerechnet, als 

ob diese Leistungen im Staat, in dem der Anspruch geltend 

gemacht wird, gewährt worden waren. 

6-t 
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Artikel 9  

Einkünfte aus der Sozialen Sicherheit des anderen Vertrags-

staates sind in gleicher Weise zu berücksichtigen, wie ver-

gleichbare Leistungen aus der Sozialen Sicherheit des Ver-

tragsstaates, in dessen Gebiet der Anspruch geltend gemacht 

wird. 

7tz 
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ABSCHNITT III 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 10  

Die Behörden der Vertragsstaaten leisten einander bei der 

Durchführung dieses Abkommens gegenseitigeHilfe in gleichem 

Umfang wie den innerstaatlichen Behörden. Die Hilfe ist mit 

Ausnahme der Barauslagen kostenlos. 

7-t 
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Artikel 11  

(1)Steuer- und Gebührenbefreiungen nach den Vorschriften über 

die Arbeitslosenversicherung und die Sozialversicherung eines 

Vertragsstaates gelten auch gegenüber Personen und Dienst-

stellen des anderen Vertragsstaates. 

(2)Urkunden und Schriftstücke jeglicher Art, die in Durchfüh-

rung dieses Abkommens vorgelegt werden müssen, bedürfen kei-

£ner Beglaubigung. 
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Artikel 12 

Die mit der Durchführung der Arbeitslosenversicherung befass-

ten Dienststellen in beiden Vertragsstaaten verkehren bei der 

Durchführung dieses Abkommens miteinander und mit den Ver-

sicherten oder ihren Vertretern unmittelbar. 
e-
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Artikel 13  

(1)Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten verein-

baren unmittelbar miteinander das Nähere über die zur Durch-

führung dieses Abkommens erforderlichen Massnahmen, soweit sie 

ein gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unterrichten 

einander über die zur Durchführung des Abkommens getroffenen 

Massnahmen sowie über Aenderungen und Ergänzungen ihrer Rechts-

vorschriften, die seine Durchführung berühren. 

(2)Zur Erleichterung der Durchführung dieses Abkommens werden 

Verbindungsstellen eingerichtet. Verbindungsstellen sind: 

in Liechtenstein 

das Amt für Volkswirtschaft, 

in Oesterreich 

das Landesarbeitsamt Vorarlberg. 
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Artikel 14 

Hat die Arbeitslosenversicherung eines Vertragsstaates einer 

Person zu Unrecht Leistungen gewährt, so wird auf deren Ersu-

chen und zu deren Gunsten die Arbeitslosenversicherung des an-

deren Vertragsstaates den zu Unrecht gewährten Betrag von einer 

Nachzahlung oder von laufenden Zahlungen an den Berechtigten 

nach Massgabe der für sie geltenden innerstaatlichen Rechtsvor-

schriften einbehalten. 
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ABSCHNITT IV 

Uebergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 15  

Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistungen 

für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. Entscheidungen, die 

vor Inkrafttreten getroffen wurden, werden durch dieses 

Abkommen nicht berührt. 
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Artikel 16 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses 

Abkommens. 
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Artikel 17  

(1)Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations-

urkunden werden sobald als möglich in Vaduz ausgetauscht wer-

den. 

(2)Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monates 

nach Ablauf des Monates in Kraft, in dem die Ratifikations-

urkunden ausgetauscht werden. 
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Artikel 18  

(1)Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist 

von drei Monaten kündigen. 

(2)Tritt das Abkommen infolge Kündigung ausser Kraft, so gel-

ten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs-

ansprüche weiter, jedoch nicht länger als für die Dauer eines 

Jahres nach dem Ausserkrafttreten. 
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Artikel 19  

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt Ziffer 14 

des Schlussprotokolles zum Abkommen vom 26. September 1968 

zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der Republik 

Oesterreich im Bereiche der Sozialen Sicherheit in der Fas-

sung des Zusatzabkommens vom 16. Mai 1977 zu diesem Abkom-

men ausser Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkom-

men unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN ZU  am 

in zwei Urschriften. 

Für das Für die 

Fürstentum Liechtenstein: Republik Oesterreich: 
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Schlussprotokoll  

zu dem Abkommen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 

Republik Oesterreich über die Arbeitslosenversicherung 

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen dem Fürstentum Liech-

tenstein und der Republik Oesterreich abgeschlossenen Abkommens 

über die Arbeitslosenversicherung geben die Bevollmächtigten der 

beiden Vertragsstaaten die übereinstimmende Erklärung ab, dass 

über folgendes Einverständnis besteht: 

1. Zu Artikel 3 

Unter dem Ausdruck "alle Grenzgänger" sind zu verstehen: 

a)Personen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit, 

b) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 

28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

und des Protokolles vom 31. Januar 1967 zu diesem Abkom-

men, 

c)Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Uebereinkommens 

vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der 

Staatenlosen. 

2. Zu Artikel 5  

Unter "Anspruch auf die Leistungen" sind insbesondere die 

Voraussetzungen, die Höhe, die Dauer, die anspruchsvernich-

tenden und die anspruchseinschränkenden Umstände sowie Rück-

forderungen dieser Leistungen zu verstehen. 

3. Zu Artikel 6  

Kehren österreichische Staatsangehörige, nachdem sie in 

Liechtenstein ihren Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung 
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erschöpft haben, in ihren Heimatstaat zurück, so steht für 

den Anspruch auf Notstandshilfe die Erschöpfung des Anspru-

ches auf Arbeitslosenentschädigung der Erschöpfung des An-

spruches auf Arbeitslosengeld gleich. 

4.Zu Artikel 7  

r Zeiten, für die ein Grenzgänger im Beschäftigungsland Beiträ-

ge entrichtet hat und für die demzufolge eine Beitragsüber-

weisung nach Absatz 2 erfolgt, sind auf die Anwartschaft von 

Karenzurlaubsgeld in Oesterreich anzurechnen. 

Geldleistungen aus Anlass der Mutterschaft, die in Liechten-

stein gewährt wurden, stehen dem Bezug von Wochengeld als 

Anspruchsvoraussetzung für das Karenzurlaubsgeld gleich. 

5.Zu Artikel 9  

Taggelder der liechtensteinischen obligatorischen Unfallver-

sicherung sind dem österreichischen Krankengeld gleichzuhalten. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Schluss-

protokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN ZU , am  

in zwei Urschriften. 

Für das Für die 

Fürstentum Liechtenstein: Republik Oesterreich: 
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